
zum Widerspruch berechtigten Ehegatten, zumal in 
älteren Lebensjahren, von Bedeutung sind. Es war in 
Übereinstimmung mit der Judikatur und Lehre vor 
allem darauf ’abzustellen, welche Bedeutung diese Ehe 
in dem Leben beider Ehepartner und insbesondere der 
Beklagten gehabt, wie lange sie als wirkliche Lebens^ 
gemeinschaft gedauert und welche Opfer die Beklagte 
in der Zeit der Lebensgemeinschaft gebracht hat. Es 
soll gewiß alles das nicht verkleinert werden, was der 
Kläger der Beklagten schon in der Zeit des Zusammen
lebens durch seine Untreue, seinen liederlichen Lebens
wandel und seine Brutalität zugefügt hat. Aber im 
großen gesehen stellt sich die Gemeinsamkeit der 
beiden Ehepartner als eine relative kurze Episode in 
ihren jüngeren Lebensjahren dar. Die beiden Partner 
haben dann praktisch ihr eigenes Leben gelebt. Der 
Fall dieser Ehe liegt daher grundverschieden von 
Fällen, wo eine Frau ihre ganze Lebens- und Arbeits
kraft in Jahrzehnten verbraucht hat und nun einer 
jüngeren Frau Platz machen soll. Irgendwie mußte sich 
die Beklagte bei einem so frühzeitigen Zerfall ihrer 
Ehe in jungen Jahren mit dem Gedanken vertraut 
machen, daß die leere Form der Ehe nicht um ihrer 
selbst willen aufrecht erhalten werden würde, sobald 
ihre berechtigten materiellen Interessen Berücksichti
gung gefunden hätten. Wenn auch der bloße Wunsch 
des Klägers nach Wiederverheiratung in der Gesamt
würdigung gering zu veranschlagen war, zumal der 
Kläger nur zu oft jegliches Pflichtgefühl hat vermissen 
lassen, so war doch das Verlangen nach Begründung 
einer echten Ehegemeinschaft mit der Mutter seines 
unehelichen Kindes, die jetzt möglich geworden ist, 
menschlich verständlich und sittlich durchaus zu 
billigen.

Auch die Berücksichtigung der wohlverstandenen, 
insbesondere der materiellen Interessen des aus der 
Ehe der Parteien hervorgegangenen Sohnes, die das 
Gericht gern. § 48 Abs. 3 EheG von Amts wegen zu 
beachten hat, konnte das Scheidungsbegehren des Klä
gers nicht zu Fall bringen. Das Landgericht Verden hat 
zwar in seinem Urteil vom 6. Juni 1940 die Klage
abweisung u. a. ganz wesentlich darauf gestützt, daß 
die Berufsausbildung und die Versorgung des Kindes 
der Parteien in Anbetracht des gewissenlosen Ver
haltens des Klägers gegenüber seinen nächsten Ange
hörigen gebieterisch die Aufrechterhaltung der Ehe 
fordere. Diese Begründung war in keiner Weise zu 
dem damaligen Zeitpunkt zu beanstanden. Inzwischen 
ist der Sohn der Parteien herangewachsen. Er steht im 
20. Lebensjahre, hat eine Lehre absolviert und ver
dient als Maurer selbst seinen Unterhalt. Er ist heute 
schon so gestellt, daß er selbst zum Lebensunterhalt 
seiner Mutter beitragen kann.

Was das Scheidungsbegehren des Klägers anbetrifft, 
war daher dem Urteil des Vorderrichters im Ergebnis 
beizutreten. Dagegen bedurfte die Entscheidung über 
den Schuldantrag der Beklagten der Richtigstellung.

Es ist nicht angängig und mit dem Gesetz unverein
bar, der Entscheidung über den Schuldausspruch aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit auszuweichen oder aber 
gar die Beklagte deswegen im Urteil schlechter zu stellen, 
weil sie sich auf eine einverständliche Scheidung nicht 
eingelassen und wie in den früheren Verfahren an der 
formalen Aufrechterhaltung der Ehe festgehalten hat. 
Es durfte ihr insbesondere nicht als schwere Ehever
fehlung angerechnet werden, daß sich die Beklagte im 
Verfahren auf eine luetische Erkrankung des Klägers 
berufen hat. Wie auch immer die heutigen ärztlichen 
Befunde des Klägers aussehen mögen, auf jeden Fall 
kann der Beklagten daraus kein Vorwurf gemacht 
werden, daß die Beklagte Behauptungen in diesem 
Verfahren wiederholt hat, die mehrere Gerichte, die 
mit demselben Stoff befaßt waren und sich in größerer 
zeitlicher Nähe zu dem Zeitpunkt der möglichen In
fektion des Klägers befanden, auf Grund fachärztlicher 
Gutachten als einwandfrei erwiesen angesehen haben.

Wenn auch dem Senat infolge der Kriegseinwirkun
gen die Akten der früheren Ehescheidungsprozesse zum 
Teil nur in Bruchstücken zur Verfügung standen, so 
liefert doch das vorhandene Material die Grundlagen 
für ein absolut eindeutiges und vernichtendes Urteil 
über den Kläger. Es muß auf Grund der früheren Fest
stellungen in den Vorprozessen als bewiesen angesehen

werden,, daß der Kläger durch seinen liederlichen, an
stößigen und leichtsinnigen Lebenswandel die Ehe der 
Parteien vorsätzlich zerrüttet hat und selbst nicht vor 
Mißhandlungen der Beklagten zurückgeschreckt ist, als 
diese ihm die Mißbilligung seines unsittlichen Treibens 
zum Vorwurf machte. Fast noch schwerer wiegt, daß 
sich der Kläger über Jahre hin trotz auskömmlicher 
Lebensverhältnisse bewußt der Unterhaltspflicht ent
zog und Frau und Kind der öffentlichen Fürsorge zur 
Last fallen ließ. Aus welcher Gesinnung heraus der 
Kläger gehandelt hat, erhellt aus seinem Ausspruch: 
„Seinetwegen könne die Beklagte verrecken“, den die 
Zeugin Wittenstein in einem Vorprozeß bekundet hat. 
Wenn der Kläger schließlich durch die Strafverfolgungs
behörden des Dritten Reiches zur Innehaltung seiner 
Unterhaltsverpflichtungen hat angehalten werden 
müssen, so hat er sich das ausschließlich selbst zuzu
schreiben. Ein solcher Zugriff der Polizei des faschisti
schen Staates auf konsequent gemeinschaftswidrig 
handelnde Elemente hat jedoch nichts mit politischer 
Verfolgung zu tun. Selbst wenn die Beklagte durch 
ihre müheseligen Kämpfe um ihren und ihres Kindes 
Unterhalt den Anlaß zu diesem polizeilichen Ein
schreiten gegeben haben sollte, so liegt auch darin 
keine ehewidrige Handlung der Beklagten. Der Kläger 
könnte der Beklagten aus ihrem Verhalten bei der 
Durchsetzung der Unterhaltsansprüche nur dann einen 
Vorwurf machen, wenn er ein anderes wirksames 
Mittel angeben könnte, mit dem asoziale Elemente, die 
ihre Angehörigen von ihren Mitbürgern ernähren 
lassen, zur Beachtung der Grundregeln des gesell
schaftlichen Lebens bewogen werden können. Es war 
nach allem für den Senat nicht zweifelhaft, daß dem 
Schuldantrag der Beklagten gern. § 53 Abs. 2 S. 1 EheG 
stattzugeben war.

§§ 388, 389 BGB.
Mit der Abgabe der Aufrechnungserklärung gelten 

die Forderungen als im Zeitpunkt des Eintritts der 
Aufrechnungslage erloschen; nicht gilt dagegen die 
Aufrechnungserklärung als in diesem Zeitpunkt ab
gegeben.

OLG Halle, Urt. vom 4. Juli 1950 — 2 U 109/49.

Aus den G r ü n d e n :
Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Beklagte dem 

Kläger gegenüber die Zahlung der Straßenbaukosten 
mindestens in der Höhe übernommen hat, in der die 
Forderung der Stadt am Tage des Vertragsschlusses, 
also am 20. Februar 1946, noch bestand. Der Beklagte 
ist mit Unrecht der Ansicht, daß diese Forderung in 
Höhe des eingeklagten Betrages damals schon durch 
Aufrechnung getilgt gewesen sei. Allerdings hat die 
Stadt schon am 2. Februar 1946, also vor Vertrags
schluß, den streitigen Betrag in ihren Büchern gegen 
eine Mietzinsforderung des Klägers gegen die Stadt 
verrechnet. Das war aber nur eine Umbuchung, ein 
innerer Vorgang in den Büchern der Stadt, der dem 
Kläger zunächst nicht bekannt geworden ist. Durch die 
Auskünfte des Rates der Stadt Wittenberg vom
4. Oktober 1949 und 16. Januar 1950, vor allem durch 
die vom 4. Oktober 1949 und die vom Kläger über
reichten Quittungen vom 28. März 1946 ist zur Über
zeugung des Gerichts bewiesen, daß dem Kläger diese 
Verrechnung erst am 28. März 1946 bekanntgegeben 
worden ist. Erst in diesem Zeitpunkt ist also die Auf
rechnung dem Kläger gegenüber erklärt und damit 
wirksam geworden (§ 388 BGB), und erst damit ist 
die Forderung der Stadt getilgt worden. Am 20. Fe
bruar 1946, dem Tage des Vertragsschlusses, be
stand sie also noch in voller Höhe. Daß nach § 389 BGB 
Forderung und Gegenforderung im Verhältnis zwischen 
Schuldner und Gläubiger als in dem Zeitpunkt als er
loschen gelten, in dem sie sich aufrechnungsfähig 
gegenüber standen, ändert daran nichts. Solange die 
Aufrechnung nicht erfolgt ist, besteht die Forderung, 
und es ist sowohl eine Abtretung durch den Gläubiger 
wie auch eine Übernahme der Schuld durch einen 
Dritten, eine Erfüllungsübernahme oder die Eingehung 
einer Bürgschaft hinsichtlich der Forderung möglich 
und wirksam. Der Beklagte war demnach durch den 
Vertrag vom 20. Februar 1946 dem Kläger gegenüber 
verpflichtet, die noch ausstehenden Straßenbaukosten 
zu bezahlen.
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